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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

Az: B 5 R 386/12 B 
 
L 5 R 415/10 (Hessisches LSG) 
S 9 R 104/07 (SG Wiesbaden) 
 
 
 
……………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Hessen, 
Städelstraße 28, 60596 Frankfurt am Main, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 7. Januar 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,    die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Hessischen Landessozialgerichts vom 10. August 2012 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 10.8.2012, das den Bevollmächtigten der Klägerin am 24.8.2012 im Inland mit 

zutreffender Rechtsmittelbelehrung gegen Empfangsbekenntnis wirksam zugestellt worden ist, 

hat das Hessische LSG einen Anspruch der Klägerin auf Witwenrente verneint, weil die 

gesetzliche Vermutung für das Vorliegen einer sogenannten Versorgungsehe nicht widerlegt 

sei. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung wurde Beschwerde zum BSG 

eingelegt. In der Beschwerdebegründung vom 14.10.2012, die am 2.11.2012 beim BSG einge-

gangen ist, wird ein Verfahrensmangel geltend gemacht. Gleichzeitig hat die Klägerin 

beantragt, ihr Wiedereinsetzung in die versäumte Beschwerdebegründungsfrist zu gewähren. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. Es 

kann daher offen bleiben, ob der Klägerin Wiedereinsetzung in die versäumte Beschwerdebe-

gründungsfrist zu gewähren ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a 

Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die 

den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG 

ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die 

Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht. 

 

Die Klägerin macht allein "die Verletzung der Amtsermittlungspflicht" und damit sinngemäß ei-

nen Verstoß gegen § 103 SGG geltend. Dabei lässt sie jedoch die besonderen Anforderungen 

dieser Rüge unbeachtet. Denn nach § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann ein 

Verfahrensmangel "auf eine Verletzung des § 103 nur gestützt werden, wenn er sich auf einen 
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Beweisantrag bezieht, dem das Landessozialgericht ohne hinreichende Begründung nicht 

gefolgt ist". Auf einen solchen Beweisantrag im hier maßgeblichen Sinn der ZPO, der 

notwendig die Bezeichnung von Beweistatsache und Beweismittel erfordert, beruft sich die 

Beschwerdeführerin jedoch nicht. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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